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Das Pro-Komitee für ein Hafen-
becken 3 und denTerminal Gate-
way Basel Nord kann mit einer
Schar illustrer Persönlichkeiten
auftrumpfen. Da haben die Kri-
tiker einen schweren Stand.Und
selbst im Hafenareal scheinen
die Gegner des Bauvorhabens
nicht willkommen zu sein. Kurz
nachdem sie am Dienstag bei
einer Bootsrundfahrt mit Me-
dienschaffenden im Hafen
becken 1 anlegten, kreuzt die
Hafenpolizei auf und weist die
Gruppe auf den Vorplatz.

Das Schlauchboot, welches
das Rhytaximit den Journalisten
begleitet hatte, hätte ohne Bewil-
ligung nicht ins Umschlagsge-
biet vordringen dürfen. Es blieb
bei einer Abmahnung, wie Tho-
mas Schweizer, Präsident der
IG Schiffsführer Basel, später er-
klärt. Doch das Schlauchboot
durfte nicht wie geplant ins
Hafenbecken 2 weiterfahren.

Konkurrenz ausgebootet
Die Befürworter des Riesenpro-
jekts – allein Basel-Stadt soll sich
mit 115 Millionen Franken be
teiligen – demonstrieren in der
Sache Einigkeit, auch wenn sie
unterschiedlichen Parteien an-
gehören. Bei den Gegnern
scheint es verschiedene Gründe
zu geben,weshalb sie sich gegen
das Projekt stemmen. So etwa
ist die Hafenbesichtigung vom
Dienstag nur eine Auslegeord-
nung aus Sicht der kritischen
Logistiker und Schiffsführer, der
offizielle Anlass des Nein-Komi-
tees folgt erst Ende Oktober.
Abgestimmtwird schliesslich am
29. November.

Daniel Seiler, Präsident der
FDPKleinbasel, erklärt seineMo-
tivation auf zweierleiWeise: Zum
einen glaube er als ursprünglich

gelernter Logistiker nicht daran,
dass das Hafenprojekt zu einer
Verlagerung von der Strasse auf
die Schiene führe. Container, die
einenOrt imRadiusvon 150Kilo
metern zum Ziel haben,würden
vom Hafen aus mit dem Last
wagen weitergefahren, zumal
das Schienennetz nicht bis zur
Haustüre reicht und «die letzte
Meile» ohnehin auf der Strasse
bewältigtwerdenmüsse.Und bei
längeren Transportwegen wür-

den die Container nicht erst in
Basel auf die Schiene umgeladen,
sondern schon früher im Aus-
land, etwa in Rotterdam. Zum
andern könne er als «Urlibera-
ler» nicht gutheissen, dass ein
staatlich unterstütztes Projekt
private Unternehmenverdränge.

Letzteres betrifft etwa das
Unternehmen Swissterminal,
das an mehreren Standorten in
der Schweiz Container umlädt.
Verwaltungsratspräsident und

CEO Roman Mayer sieht sein
Geschäft bedroht. So würde der
neue, zentralisierte GatewayBa-
sel Nord nicht nur das Aus des
Swissterminal-Standorts amHa-
fenbecken 1 bedeuten, sondern
auch die übrigen, dezentralen
Umschlagplätze gefährden.

Schikane für Schifffahrt
Ralf Brink, der als Manager der
Abacus Shipping AG Waren
transporte per Schiff organisiert,

bezeichnet das Vorhaben als
«Schildbürgerstreich». Man er-
setze «eine intakte und bessere
Infrastrukturdurch eine kleinere,
finanziertmit viel Steuergeld der
Kantonsbürger und ansässigen
Unternehmen».

Thomas Schweizer sieht beim
Projekt die Schifffahrt in Basel
schikaniert. Die Politikwolle das
Westquai beim Hafenbecken 1
für andere Zwecke nutzen und
verkaufe das als Ersatz geplante
Hafenbecken 3 als gute Alter
native. Dabei sei dies «die denk-
bar schlechteste Lösung», und
Frachtschiffe hätten erhebliche
Mühe, über die enge Zufahrt zum
Hafenbecken 2 und nach einer
rechtwinkligen Kurve ins neue
Becken zu gelangen. Vor allem
der Weg rückwärts in den
Rhein gestalte sich schwierig, so
Schweizer. Demgegenüber habe
dasHafenbecken 1 idealeVoraus-
setzungen.

Ein «Zerstörungsfeldzug»?
Bei der Hafenrundfahrt steht
zwar hauptsächlich die logisti-
sche Praxis im Vordergrund.
Doch auch die Naturschützer
sind mit ihren Anliegen vertre-
ten.Der frühere grüne Grossrats-
präsidentMarkus Ritter etwa kri-
tisiert, dass die «Grossanlage»
das nationale Naturschutzgebiet
in den Bahnanlagen verdrängen
würde: «Das Bauvorhaben ist ein
ganz radikal angedachter Zerstö-
rungsfeldzug auf seltene und be-
drohte Pflanzen- undTierarten.»

Auch Julia Fischer, Kampag-
nenleiterin der Fondation Franz
Weber, sieht die vom Pro-
Komitee gelobten Ersatzflächen
als «eine einzige Farce». Der
Wert einer zusammenhängen-
den Gesamtfläche sei «immer
unabdingbar grösser als eine
ebensolche Fläche in kleinen
Einzelteilen».

Polizei weist Kritiker zurecht
Debatte um Gateway Basel Nord Eine von Projektgegnern organisierte Hafenrundfahrt in Basel konnte nicht
wie geplant zu Ende geführt werden.

Die Westquai-Insel beim Hafenbecken 1 soll bleiben, was sie ist: ein Hafen. Dafür machen sich mehrere
Logistiker und Schiffsführer stark. Foto: Nicole Pont

Regierung lehnt
Runden Tisch ab
Arlesheim Die Baselbieter Regie-
rung macht den Umweltschüt-
zern, die kürzlich den Baustart
im Arlesheimer Naturschutz
gebiet «La Colline» per Bundes-
gericht superprovisorisch ver-
hinderten, keine Zugeständnisse.
Den Vorschlag der «Initiative
Natur-undKulturraumDornach-
Arlesheim», einen RundenTisch
einzuberufen, hat die Regierung
in ihrer gestrigen Sitzung abge-
lehnt. Das teilte die Regierung
gestern mit. Die Stiftung igno-
riere die rechtskräftige Bau
bewilligung ebenso wie die
Meinung der Fachbehörden, dass
es keine begründeten Natur-
schutz-Bedenken gebe. (red)

Fasnächtler dürfen
länger üben
Basel Die Basler Regierungwird
die Marschübungen in den Lan-
gen Erlen zeitlich ausdehnen.Da
Cliquen und Guggen-Musiken
wegen der erhöhten Corona-
Gefahr nicht in engen Kellern
üben sollen, bestehe grosser Be-
darf nach zusätzlichen Übungs-
flächen im Freien, schreibt der
Regierungsrat. Die Fasnächtler
dürfen daher sieben statt vier
Wochen vor der Fasnacht bewil-
ligungsfrei in Teilen der Langen
Erlenmarschieren und üben. Zu-
dem sichert die Regierung dem
Fasnachts-Comité finanzielle
Hilfe zu. Damit es sich bei der
Planung der Fasnacht 2021 per-
sonell verstärken kann, werden
dem Comité kurzfristig 50’000
Franken zugesprochen. (red)

Nachrichten

Daniel Wahl

Es war die erstaunlichste Aus
sage von BVB-Verwaltungsrats-
präsidentin Yvonne Hunkeler
beimAbgang von Direktor Erich
Lagler. Auf die Frage, wie und
warum die BVB in die Krise ge-
raten ist undwelchenAnteil Lag-
ler daran habe, sagte Hunkeler
im Sommer vor einem Jahr:
«Dazu haben wir uns keine Ge-
danken gemacht.»

Ebenso zeigte Regierungsrat
Hanspeter Wessels seinen Un-
willen, Fehler benennen zuwol-
len, als er sich imSeptember 2019
imGrossen Rat zumBVB-Desas-
ter rechtfertigte. Die Reaktion
darauf folgte wenige Tage spä-
ter. 411 von rund 600 Fahrdienst-
mitarbeitendenderBVB ergriffen
das Instrument der Petition, um
die «gefällten Entscheidungen
der BVB-Führung seit der Aus
lagerung im Jahr 2006» aufarbei-
ten zu lassen.

In Anbetracht der vielen
Krankheitsfälle im Betrieb seien
zudem «gesundheitserhaltende
Arbeitsbedingungen fürdas Fahr-
personal» zu erstellen. Die zwei

Petitionenwurden im September
vor einem Jahr lanciert. Jetzt lie-
gen erste Antworten vor.

Zum einen hält Regierungs-
präsidentin Elisabeth Acker-
mann im Namen der Regierung
das Anliegen der Petition für
«gesundheitserhaltendeArbeits-
bedingungen» als für wahrge-
nommen und teilweise auch er-
füllt: Man biete im Rahmen den
BVB-Mitarbeitenden kostenlose

Angebote imGesundheitsbereich
an, zumBeispielMeditationskur-
se und Resilienztrainings; man
habe neue ergonomische Fahrer-
sitze für die Combino-Trams
bestellt. Zudem sei das Rekru
tierungsprogramm für neue

Drämmliführer forciert worden,
um Entspannung bei Personal-
engpässen zu erzielen.

Ursachen bleiben unbenannt
Das Anliegen, die Ursachen für
das BVB-Desaster – etwa den
schlechten Netzzustand und die
Personalmisere – zu suchen und
die gefällten Entscheidungen
aufzuarbeiten, hat die Hürde in
der Petitionskommission knapp
genommen. Die BVB-Angestell-
ten möchten insbesondere wis-
sen, ob die BVB-Krise auch ohne
Auslagerung im Jahr 2006 hätte
stattfinden können. Die einge-
holten Stellungnahmen der
Kommission zeigen bislang
eines: Peter Erismann, stellver-
tretender Generalsekretär im
Bau- und Verkehrsdepartement
(BVD), und auch der neue BVB-
Direktor Bruno Stehrenberger
benennen bislang kaum,warum
etwas schiefgelaufen ist undwer
dafür verantwortlich zeichnete.
Beide legen in ihren Antworten
lieber dar, was nun alles besser
ist oder besser wird. Wie Eris-
mann gegenüber der Kommis-
sion darlegt, vertrete das Bau-

und Verkehrsdepartement die
Haltung, dass kein Zusammen-
hang zwischen der Auslagerung
und denvergangenen Problemen
der BVB bestehe. «Die Petitions-
kommission kann dieMotivation
der Pententschaft nach einer
Aufarbeitung derKrise innerhalb

der BVB nachvollziehen», heisst
es in deren Erwägungen. Man
bitte daher das Baudepartement
um eine Stellungnahme zur Fra-
ge,welche strukturellen Proble-
me man bisher identifiziert und
welche Schlüsseman daraus ge-
zogen habe.

Darüber hinaus wünscht die
Petitionskommission, klarerüber
die Zielerreichungsstrategien in-
formiert zuwerden.Der entspre-
chende Antrag der Personal
kommission dürfte heute Mitt-
woch im Grossen Rat behandelt
werden.

Pannen-BVB sollen ihr Debakel aufarbeiten
Ursachen erforschen Eine knappe Mehrheit der Petitionskommission des Grossen Rats verlangt vom Regierungsrat eine Stellungnahme
zu den Ursachen der Personal- und Infrastrukturprobleme bei den Basler Verkehrsbetrieben.

Basel Ihren 60. Hochzeitstag
haben heuteMargrit und
Franco Tonini-Hassler
sowie Rosemarie undWilli
Homberger-Ernst. Die BaZ
gratuliert den Jubilaren herz-
lich und wünscht ihnen alles
Gute für die Zukunft. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwunsch

Hunkelers Stress in Luzern

Im Zuge des Postauto-Skandals
sind auch die Verkehrsbetriebe
Luzern (VBL) untersucht worden,
welche von der BVB-Verwaltungs-
ratspräsidentin Yvonne Hunkeler
ebenso geleitet werden. Die
offizielle Version lautet, dass die
VBL regelwidrig Subventionen in
der Höhe von 16 Millionen Franken
entgegengenommen haben und
diesen Betrag dem Kanton Luzern
und den Gemeinden zurückzahlen
sollen. Gleichzeitig hat die Stadt
Luzern eine externe Untersuchung
in die Wege geleitet. Für Hunkeler
war der Entwurf des Berichts zur
VBL einseitig. Ob der Betrag
wirklich geschuldet sei, sei recht-
lich nicht geklärt. Die VBL wollten
sich in der Folge gegenüber der

Stadt Luzern, der Eigentümerin
der blau-weissen Busse, erklären.
Doch der Stadtrat sandte den Brief
ungeöffnet an Hunkeler zurück.
Man wolle zuerst den vollständi-
gen Bericht lesen können, bevor
man sich auf die VBL-Argumenta-
tion einlasse, erklärte der Luzerner
Stadtrat.
Diese Form der «Gesprächsver-
weigerung» hat das Fass zum
Überlaufen gebracht. Mit zwei
weiteren Verwaltungsratsmitglie-
dern und dem VBL-Direktor hat
Yvonne Hunkeler ihren Rücktritt
angeboten. Das Vertrauen zwi-
schen ihr und dem Stadtrat sei
zerrüttet, schreibt sie. Ob der
Luzerner Stadtrat ihr Rücktrittsan-
gebot annimmt, ist offen. (wah)

Yvonne Hunkeler präsidiert die
Verwaltungsräte der BVB und
der VBL. Foto: Dominik Plüss

DieMitarbeiter
möchtenwissen,
ob es die BVB-Krise
auch ohne die
Auslagerung
gegeben hätte.


